
Muster 3: 
Dolmetscherbeiordnung bei Wahlverteidigung

Amtsgericht
66104 Saarbrücken

– Az. … –

Im Ermittlungsverfahren

betr. …

wegen des Verdachts des Diebstahls

zeige ich an, dass mich der Beschuldigte mit seiner Verteidigung beauftragt hat.

Eine mich legitimierende Vollmachtsurkunde liegt an.

Ich beantrage,

dem Beschuldigten für die vorbereitenden Gespräche mit dem Unterzeichner die Dolmetscherin für die russische Sprache, Frau …, unentgeltlich beizuordnen.

Gründe:
I.
1.
Der Beschuldigte ist der deutschen Sprache nicht ausreichend mächtig, um die vorbereitenden Gespräche mit dem Unterzeichner in deutscher Sprache zu führen; da der Unterzeichner die russische Sprache nicht beherrscht, ist die Hinzuziehung eines Dolmetschers erforderlich.

2.
Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (StV 2001, 1 ff.) steht dem Beschuldigten unabhängig davon, ob der Verteidiger das Mandat als Wahl- oder Pflichtverteidiger führt, ein Anspruch auf unentgeltliche Beiordnung eines Dolmetschers zu. In der vorgenannten Entscheidung heißt es u.a. wörtlich:


„Art. 6 Abs. 3 Satz 3 lit. e EMRK räumt dem der Gerichtssprache nicht kundigen Angeklagten (Beschuldigten) unabhängig von seiner finanziellen Lage für das gesamte Strafverfahren und damit auch für die vorbereitenden Gespräche mit seinem Verteidiger einen Anspruch auf unentgeltliche Zuziehung eines Dolmetschers ein, auch wenn kein Fall der notwendigen Verteidigung i.S.d. § 140 Abs. 2 StPO oder des Art. 6 Abs. 3 lit. c EMRK gegeben ist.“

II.
Für den Fall, dass das erkennende Gericht einen Beiordnungsantrag für nicht erforderlich erachtet, beantrage ich hilfsweise,

gemäß § 46 Abs. 2 RVG festzustellen, dass die Hinzuziehung der Dolmetscherin, Frau …, für die vorbereitenden Gespräche mit dem Unterzeichner notwendig ist.

1.
Der Hilfsantrag ist zulässig.


Der Gesetzgeber hat mit § 46 Abs. 2 RVG dem Bedürfnis Rechnung getragen, schon vor der Entstehung erheblicher Kosten – z.B. Dolmetscherkosten (vgl. OLG Celle StraFo 2011, 186, 187) – bindend feststellen zu lassen, ob die Kosten von der Staatskasse zu tragen sind.

2.
Aufgrund der mangelnden Sprachkenntnisse des Beschuldigten ist der Hilfsantrag auch begründet.

Rechtsanwalt
(c) C.F. Müller, Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
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